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Der Oberblrgermeister

st A w— Landeshallptstadt Beschlussvo rlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

Betreff: offentlich

Abschluss einer 6ffentlich - rechtlichen Vereinbarung zur gemeinsamen Wahrnehmung von
Aufgaben nach dem SGB VIIl zum 01.07.2016

Einreicher: FB Kinder, Jugend und Familie Erstellungsdatum 11.02.2016
Eingang 922: 11.02.2016

Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

02.03.2016 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Abschluss einer offentlich-rechtlichen Vereinbarung nach § 3 Abs. 1 Ziffer 1 des Gesetzes uber
kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG Bbg) zur gemeinsamen
Aufgabenwahrnehmung nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch — SGB VIII — zwischen dem
Landkreis Spree-Neiflte und den kreisfreien Stadten und Landkreisen des Landes Brandenburg zur
Ubertragung von bestimmten Aufgaben zur statistischen Erfassung und Aufarbeitung von Daten
aus dem Bereich der Kinder- und Jugendhilfe zum 01.07.2016 gemaf Anlage.

Uberweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeirate: [] Nein
[l Ja, infolgende OBR:

[ ] Anhérung gemaR § 46 Abs. 1 BogKVerf

[] zurInformation




Finanzielle Auswirkungen? [] Nein [] Ja

Das Formular ,Darstellung der finanziellen Auswirkungen® ist als Pflichtanlage beizufiigen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Fazit finanzielle Auswirkungen:

Die Finanzierung richtet sich wie bisher nach dem Anteil der Bevolkerung des Landkreises / der
kreisfreien Stadt an der Bevolkerung des Landes Brandenburg (Daten des vorvergangenen Jahres, §
6).

Fir die Landeshauptstadt Potsdam ist bisher ein Betrag von 10.779,07 € jahrlich angefallen. Zukuinftig
wird sich der Betrag auf 13.179,17 € jahrlich belaufen.

Gemal der vorliegenden Vereinbarung sind an den Landkreis Spree — Neil3e jahrlich 13.179,17 EUR
zu leisten.

Die Vereinbarung tritt am 01.07.2016 in Kraft, sodass im ersten Jahr abweichend 12.045,70 EUR
finanzielle Mittel aufgebracht werden mussen.

Diese Leistungen werden aus dem Unterproduktkonto 3639902.5452000 (Verwaltung Jugend
Potsdam-zentrale und Uberregionale Aufgaben — Erstattung an Gemeinden / GV) finanziert. Die
Mehraufwendungen in Héhe von 1.267 EUR werden im Haushaltsjahr 2016 aus Minderaufwendungen
im Unterprodukt 3639902 - Verwaltung Jugend Potsdam-zentrale und Uberregionale Aufgaben-
finanziert. Mit der Haushaltsplanung 2017/2018 werden diese finanziellen Mittel (Mehrbedarfe) geplant.

Oberbirgermeister Geschaftsbereich 1 Geschéftsbereich 2

Geschaftsbereich 3 Geschaftsbereich 4




Berechnungstabelle Demografiepriufung:

Bedarfsgerechtes Selbstbe
Wirtschaftswachs . . Gute Wohnbe- und qualitativ .
.. Ein Klima von . . . stimmtes
tum foérdern, dingungen fir hochwertiges .
. Toleranzund |. Wohnen und | Wirkungs- | Bewertung
Arbeitsplatzan- L junge Menschen| Betreuungs-und . . .
Offenheitin der . . . | Leben bis ins index Demografie-
gebot erhalten N und Familien |Bildungsangebot fur .
Stadt férdern . . hohe Alter |Demografie| relevanz
bzw. ausbauen . ] ermadglichen Kinder u. Jugendl. .
. Gewichtung: 10 . . ermadglichen
Gewichtung: 30 Gewichtung: 20 anbieten Gewichtuna: 20
Gewichtung: 20 9
2 2 3 120 grofle

Begriindung:

Ausgangslage: Projekt zur gemeinsamen Datenerfassung fur Leistungen nach dem SGB VI

Aufgrund der seit 2007 bestehenden, erfolgreichen Zusammenarbeit der 6rtlichen Sozialhilfetrager in
den Bereichen SGB XI und SGB XlI bestand der Wunsch, eine Zusammenarbeit auch im Bereich der
Jugendhilfe zu praktizieren.

Als Ergebnis eines Abstimmungsprozesses mit den Landkreisen, kreisfreien Stadten und den
kommunalen Spitzenverbanden haben sich alle 18 Landkreise und kreisfreien Stadte in Brandenburg
fir ein gemeinsames Projekt zur ,Datenerfassung fiir Leistungen nach dem SGB VIII* entschieden
(Projektstart 01.07.2013). Mit der Durchfihrung wurde der Landkreis Spree-Neifle beauftragt. Das
Projekt wurde zunachst auf drei Jahre befristet und endet planmaRig am 30.06.2016.

Als Ziel wurde festgelegt, die Steuerungsméglichkeiten der Aufgabenbereiche der Jugendhilfe durch
die Landkreise und kreisfreien Stadte mit Hilfe einer gemeinsamen Datenbank zu verbessern. Die
Umsetzung des Projekts erfolgt in enger Begleitung durch die kommunalen Spitzenverbande
Brandenburgs.

Bisherige Ergebnisse der kommunalen Zusammenarbeit

Seit 2013 (fir das Haushaltsjahr 2012) erheben alle Landkreise und kreisfreien Stadte im Land
Brandenburg ein umfangreiches Datenmaterial zu Strukturdaten, Fallzahlen und Kosten. Die inter-
kommunale Aufbereitung der Daten wird von den Jugendamtern als Mehrwert fir ihre
Aufgabenerfillung angesehen, um datengestiitzte Erkenntnisse Uber Jugendhilfeentwicklungen zu
erhalten.

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt besteht im Aufbau einer Einrichtungs- und Leistungsbank, in der die
stationaren und teilstationaren Angebote der Jugendhilfe erfasst werden. Die Datenbank kann als
Arbeitsinstrument far die Bearbeitung von Leistungs-, Entgelt- und
Qualitatsentwicklungsvereinbarungen herangezogen werden und soll zukiinftig ebenso die Wahl der
geeigneten Einrichtung bei der Hilfeplanung unterstitzen.

Die Steuerung der Projektarbeit und die Verabredung gemeinsamer Aufgabenstellungen erfolgt in
den viermal jahrlich stattfindenden Sitzungen der Standigen Projektgruppe, in der alle Landkreise und
kreisfreien Stadte durch die jeweils zustandigen Dezernenten/ Beigeordneten bzw. Fachbereichsleiter
vertreten sind.

Zuklnftige gemeinsame Aufgabenwahrnehmung auf Basis einer offentlich-rechtlichen Vereinbarung

Alle Landkreise und kreisfreien Stadte im Land Brandenburg wollen aufgrund der positiven
Erfahrungen die Zusammenarbeit mindestens mit den bisherigen Aufgaben dauerhaft weiterfUhren.
Um dies umzusetzen, soll ab 01.07.2016 eine auf Dauer angelegte 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
mit allen ortlichen Jugendhilfetragern als Vertragspartner geschlossen werden.



In Folge ausfuhrlicher Abstimmungsprozesse, in denen die kommunalen Spitzenverbande
eingebunden waren, haben die Vertreter aller Landkreise und kreisfreien Stadte in ihrer Sitzung am
08.12.2015 die vorliegende Fassung einvernehmlich beschlossen. Die Vereinbarung wird zeitlich
parallel in einheitlicher Fassung in allen Stadtverordnetenversammlungen bzw. Kreistagen
eingebracht.

Mit der o6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung Ubertragen alle 18 Landkreise und kreisfreien Stadte im
Land Brandenburg die in § 1 der Vereinbarung benannten Basisaufgaben auf den Landkreis Spree-
Neille:

1. Erfassen, Zusammenstellen und Vorhalten von Strukturdaten, Fallzahlen und Kosten, sowie
Organisation eines Fachaustausches fur die értliche Steuerung des Aufgabenbereiches

2. Fudhren einer Einrichtungs- und Leistungsdatenbank fur den stationdren/ teilstationdren
Bereich sowie Vorhalten und Zusammenstellen von Vergleichsdaten zu den Personal-, Sach-
und Investitionskosten

3. Planung und Organisation von Sitzungen der Steuerungsgruppe Jugend, von weiteren
themenspezifischen Arbeitsgruppen und fachbezogenen Veranstaltungen

Daruber hinaus kénnen nach § 2 optionale Aufgaben aus dem Bereich der Entgeltverhandlungen
durch Abschluss einer Zusatzvereinbarung zur o6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung hinzugewahit
werden. Die Kosten werden separat berechnet und anteilmaRig nur von den Landkreisen bzw.
kreisfreien Stadten zu finanzieren sein, die zusatzlich eine optionale Aufgabe in Anspruch nehmen.
Die Landeshauptstadt Potsdam wahlt diese optionale Aufgabe (Fihrung der Entgeltverhandlungen
durch den Landkreis Spree-Neile) zur Zeit nicht.

Auch zukulnftig gibt es fir die Steuerung der Projektarbeit und die Verabredung gemeinsamer
Aufgabenstellungen ein viermal jahrlich tagendes Steuerungsgremium (Steuerungsgruppe Jugend, §
5). In diesem sind alle Landkreise und kreisfreien Stadte durch die jeweils zustandigen Dezernenten/
Beigeordneten bzw. Fachbereichsleiter vertreten.

Darlber hinaus enthalt die o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung Regelungen zur Finanzierung (§ 6)
sowie Laufzeit und Kindigung (§ 7).



Darstellung der finanziellen Auswirkungen der Beschlussvorlage
Betreff: Abschluss einer ¢ffentlich-rechtlichen Vereinbarung zum 01.07.2016

1. Hat die Vorlage finanzielle Auswirkungen? ] Nein
2. Handelt es sich um eine Pflichtaufgabe? [] Nein
3. Ist die Maflnahme bereits im Haushalt enthalten? [ Nein

Kinder, Jugend und Familie (incl. Verwaltung).

5. Wirkung auf den Ergebnishaushalt:

X Ja
X Ja
X Ja

Teilweise
4. Die Maf3nahme bezieht sich auf das Produkt Nr. 36399 Bezeichnung: Fachbereichsleitung

Angaben in EUro Y, olfj';hr Ifd. Jahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr | Gesamt

Ertrag 647.300 119.700 119.600 119.600 60.000 418.900

laut Plan L

E;:ag 647.300 119.700 119.600 119.600 60.000 | 418.900

Aufwand 37901280 | 4.665.500 | 4.682.300 | 4.736.600 | 4.726.200 18.810.600
|lautPlan .

:::wa"d 3701280 | 4.666.767 | 4.684.700 | 4.730.000 | 4.728.600 18.819.067

Saldo Ergebnishaushalt 3143980 | 4545800 | -4.562.700 | -4.817.000 | -4.666.200 -18.391.700

laut Plan . e _

::l'j“ Ergebnishaushalt -3143.980 | -4.547.067 | 4.565.100 | -4.619.400 | -4.668.600 -18.400.167

Abweichung 0 1.267 -2.400 -2.400 -2.400 0 -8.467

zum Planansatz

5. a Durch die Ma3hahme entsteht eine Haushaltsbelastung Uber den Planungszeitraum hinaus bis
2020 in der Héhe von insgesamt 2.400 Euro.

6. Wirkung auf den investiven Finanzhaushalt:

Angaben in Euro

Bisher
bereitge-
stellt

Ifd. Jahr

Folgejahr

Folgejahr

Folgejahr

Folgejahr

Bis
MaBnahme-
ende

Gesamt

Investive Einzahlungen
lautPlan

Investive Elnzahlungen
neu

Investive Auszahlungen
laut Plan

neu

Investive Auszahlﬁngéri'

Saldo Finanzhaushalt
laut Plan

Saldo Finanzhaushalt
neu

Abweichung
zum Planansatz

7. Die Abweichung zum Planansatz wird durch das Unterprodukt Nr. 3639902
Bezeichnung Verwaltung Jugend Potsdam-zentrale und tberregionale Aufgaben gedeckt.

Nein []Ja

8. Die MaRRnahme hat kunftig Auswirkungen auf den Stellenplan?

Mit der MaRnahme ist eine Stellenreduzierung

von

Vollzeiteinheiten verbunden.

Diese ist bereits im Haushaltsplan bericksichtigt?
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Nei

n []Ja




9. Es besteht ein Haushaltsvorbehalt. Nein []Ja
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Hier kénnen Sie weitere Ausflhrungen zu den finanziellen Auswirkungen darstellen (z. B. zur Herlei-
tung und Zusammensetzung der Ertrags- und Aufwandspositionen, zur Entwicklung von Fallzahlen
oder zur Einordnung im Gesamtkontext etc.).

Die Finanzierung richtet sich wie bisher nach dem Anteil der Bevdlkerung des Landkreises / der
kreisfreien Stadt an der Bevéikerung des Landes Brandenburg (Daten des vorvergangenen Jahres,
§ 6).

Far die Landeshauptstadt Potsdam ist bisher ein Betrag von 10.779,07 € jahrlich angefallen. Zu-
kiinftig wird sich der Betrag auf 13.179,17 € jahrlich belaufen.

Gemal der vorliegenden Vereinbarung sind an den Landkreis Spree — NeiRe jahrlich 13.179,17
EUR zu leisten.

Die Vereinbarung tritt am 01.07.2016 in Kraft, sodass im ersten Jahr abweichend 12.045,70 EUR
finanzielle Mittel aufgebracht werden missen.

Diese Leistungen werden aus dem Unterproduktkonto 3639902.5452000 (Verwaltung  Jugend
Potsdam-zentrale und Gberregionale Aufgaben — Erstattung an Gemeinden / GV) finanziert. Die
Mehraufwendungen in Héhe von 1.267 EUR werden im Haushaltsjahr 2016 aus Minderaufwendun-
gen im Unterprodukt 3639902 - Verwaltung Jugend Potsdam-zentrale und Uberregionale Aufgaben-
finanziert. Mit der Haushaltsplanung 2017/2018 werden die finanziellen Mittel (Mehrbedarfe)
geplant.

Anlagen:

[] Erlauterung zur Kalkulation von Aufwand, Ertrag, investive Ein- und Auszahlungen
(Interne Pflichtanlage!)

[] Anlage Wirtschaftlichkeitsberechnung (anlassbezogen)

[] Anlage Folgekostenberechnung (anlassbezogen)
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Kostenbeitrag Basisaufgaben je Landkreis / kreisfreier Stadt im Jahr 2016

Stand: 21.10.2015

2016
voraussichtlicher
Landiceis / kreisfreie Stadt] 201 g Stand B;ﬁ':%;‘gs[f:]" Johresbotrag 2015 | * “?g’j;';:)m' = “’(‘gfs';.',z‘m Jahresbetrag 2016 | erv‘l'::;:;ift"_ffgm .
@)
e U 71.032 2,80% 474,86 € 2.362,56 € 2.853,36 € 5.21592¢€ 5.706,73 €
Cottbus 99.491 4,05% 6.648,63 € 3.309,12€ 3.996,56 € 7.305,68 € 7.903,13€
Frankfurt (Oder) 57.649 2,35% 3.87309€ 1917,43€ 231577 € 423320€ 4631,53€
Potsdam 164.042 6.67% 10.79,07 € 5.456,12 € 6.589,50 € 12.04570 € 1317917 €
Barnim 174.981 7.12% 11.599,24 € 5.819,95€ 7.029,01 € 12.843,96 € 14.058,01 €
Dahme-Spreewald 161.952 6,59% 10.734,01 € 5.386,60 € 6.505,63 € 11.892,23 € 13.011,26 €
Efbe-Elster 104.997 4.27% 7.086,69 € 3492,25€ 4217.74€ 7.709,99 € 8.435,48 €
Havelland 155.408 6,32% 1027212 € 5.168,94 € 6.242,76 € 1.411,70 € 12.485,51 €
Mérkisch-Oderland 188.422 7.67% 12.528,09 € 6.267,01 € 7.568,93 € 13.835,94 € 15.137,87 €
Oberhavel 204.898 8,34% 13.552,41 € 6.815,01 € 8.230,78 € 15.045,78 € 16.461,55 €
g’:;fg’eewa'd' 112.896 4,59% 7.509,71 € 375498 € 4535,05€ 8.290,02 € 9.070,09 €
Oder-Spree 177.823 7,23% 11.805,92 € 591448 € 714317 € 13.057,65 € 14.286,34 €
Ostprignitz-Ruppin 98.886 4,02% 6.605,17 € 3.289,00 € 397226 € 7.261,26 € 7.944,52€
Potsdam-Mittelmark |  207.498 8,44% 13.719,83 € 6.901,48€ 8.335,22 € 15.236,70 € 16.670,44 €
Prignitz 77.550 3,16% 5.206,55 € 2579,35€ 3.11519€ 5.694,54 € 6.230,38 €
Spree-Neifte 118.030 4,80% 7.937,30 € 3.92573€ 474128€ 8.667,01 € 9.482,56 €
Teltow-Fiéming 161.488 6.57% 10.710,98 € 537117 € 6.486,99 € 11.858,16 € 12.973,98 €
Uckermark 120.829 4,92% 8.099,32 € 401883€ 485371€ B.872,55 € 9.707,43€
s og, | 2457872 100,00% 163.500,00€ | 81.75000€ | 9873300¢€ 180.483,00€ | 197.466,00€

* Jahresbetrag analog 2015, Bevélkerungszahlen von 2014
** voraussichtlicher Jahresbetrag Serviceeinheit Jugend anteilig fiir ein halbes Jahr (rechte Spalte/2)




Offentlich-rechtliche Vereinbarung
nach § 3 Abs. 1 Ziffer 1 des Gesetzes iber kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Bran-

denburg — GKG — zur gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung nach dem Achten Buch Sozial-
gesetzbuch — SGB VIII -

Auf Grundlage von § 1 und § 2 Abs.1 Satz 1 Ziffer 2, sowie der § 3 Abs. 1 Satz 1 Ziffer 1 und
§§ 5, ff. des Gesetzes iiber kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Juli 2014 (GVBL.I/14, [Nr. 32]) wird

zwischen

dem Landkreis Spree-Neile, Heinrich-Heine-Stralle 1, 03149 Forst (Lausitz), vertreten durch
den Landrat Harald Altekriiger '

nachfolgend ,Mandatstrager* genannt

und

der kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel, Altstadtischer Markt 10, 14770 Brandenburg
an der Havel, vertreten durch die Oberbiirgermeisterin Dr. Dietlind Tiemann;

der kreisfreien Stadt Cottbus, Neumarkt 5, 03046 Cottbus, vertreten durch den Oberblrger-
meister Holger Kelch;

der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder), Marktplatz 1, 15230 Frankfurt (Oder), vertreten durch
den Oberbiirgermeister Dr. Martin Wilke;

der Landeshauptstadt Potsdam, Friedrich-Ebert-Strale 79/81, 14469 Potsdam, vertreten
durch den Oberbirgermeister Jann Jakobs;

dem Landkreis Barnim, Am Markt 1, 16225 Eberswalde, vertreten durch den Landrat Bodo
lhrke;

dem Landkreis Dahme-Spreewald, Reutergasse 12, 15907 Libben (Spreewald), vertreten
durch den Landrat Stephan Loge;

dem Landkreis Elbe-Elster, Ludwig-Jahn-Stralie 2, 04916 Hefzberg (Elster), vertreten durch
den Landrat Christian Heinrich-Jaschinski;

dem Landkreis Havelland, Platz der Freiheit 1, 14712 Rathenow, vertreten durch den Land-
rat Dr. Burkhard Schréder;

dem Landkreis Markisch-Oderland, Puschkinplatz 12, 15306 Seelow, vertreten durch den
Landrat Gernot Schmidft;

dem Landkreis Oberhavel, Adolf-Dechert-StrafRe 1, 16515 Oranienburg, vertreten durch den
Landrat Ludger Weskamp;

dem Landkreis Oberspreewald-Lausitz, Dubinaweg 1, 01968 Senftenberg, vertreten durch
den Landrat Siegurd Heinze;
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dem Landkreis Oder-Spree, Breitscheidstralle 7, 15848 Beeskow, vertreten durch den Land-
rat Manfred Zalenga;

dem Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Virchowstrale 14/16, 16816 Neuruppin, vertreten durch
den Landrat Ralf Reinhardt;

dem Landkreis Potsdam-Mittelmark, Niemdllerstrale 1, 148068 Bad Belzig, vertreten durch
den Landrat Wolfgang Blasig;

dem Landkreis Prignitz, Berliner StralBe 49, 19348 Perleberg, vertreten durch den Landrat
Torsten Uhe;

dem Landkreis Teltow-Fl&dming, Am NutheflieR 2, 14943 Luckenwalde, vertreten durch die
Landratin Kornelia Wehlan;

dem Landkreis Uckermark, Karl-Marx-Strafle 1, 17291 Prenzlau, vertreten durch den Landrat
Dietmar Schulze

nachfolgend ,Mandatierende® genannt

folgende o&ffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Einrichtung einer ,Serviceeinheit Jugend”
getroffen:

Praambel

Die Veriragspartner sind geméR § 1 des Ersten Gesetzes zur Ausfiihrung des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe (AGKJHG) — in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26. Juni 1997 (GVBI.I/97, [Nr. 07], S. 87), zuletzt gedndert durch Artikel 8 des
Gesetzes vom 14. Mérz 2014 (GVBI.1/14, [Nr. 14]) 6rtliche Tréger der Jugendhilfe.

Sie wollen einen Teil ihrer Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe auf der Grundlage dieser
offentlich-rechtlichen Vereinbarung in Form einer Mandatierung gemaR § 1 und § 2 Abs.1
Satz 1 Ziffer 2, sowie der § 3 Abs. 1 Satz 1 Ziffer 1 und §§ 5, ff. des Gesetzes iber kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. Juli 2014 (GVBI.I/14, [Nr. 32]) gemeinsam und zentral wahrnehmen.

Die nach dieser Vereinbarung gemeinsam wahrgenommenen Aufgaben stehen im untrenn-
baren Zusammenhang mit den hoheitlichen Aufgaben der 6rtlichen Trager der Jugendhilfe.

Ziel der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung ist es, unter Berlicksichtigung der ortlichen

Besonderheiten zum Wohle der den kreisfreien Stadten und Landkreisen anvertrauten Men-
schen einheitliche Lebensverhaltnisse zu sichern.
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(1)

)

(1

()

§1
Gegenstand der Vereinbarung
— Verbindliche Aufgaben —

Die folgenden Aufgaben werden fiir den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe nach
dieser Vereinbarung gemeinsam wahrgenommen:

1. Erfassen, Zusammenstellen und Vorhalten von Strukturdaten, Fallzahlen und Kos-
ten, sowie Organisation eines Fachaustausches fir die ortliche Steuerung des Auf-
gabenbereiches

2. Fuhren einer Einrichtungs- und Leistungsdatenbank fiir den stationéren / teilstatio-
nédren Bereich sowie Vorhalten und Zusammenstellen von Vergleichsdaten zu den
Personal-, Sach- und Investitionskosten

3. Planung und Organisation von Sitzungen der Steuerungsgruppe Jugend, von wei-
teren themenspezifischen Arbeitsgruppen und fachbezogenen Veranstaltungen

Die Aufnahme weiterer Aufgaben in den Katalog der gemeinsam wahrnehmbaren Auf-
gaben ist mithilfe einer Ergénzung der éffentlich-rechtlichen Vereinbarung durch die
Vertragspartner méglich.

§2
Weiterer Gegenstand der Vereinbarung
— Optionale Aufgaben —

Die Vertragspartner kénnen den Mandatstrdger auch fir die nachfolgenden ausge-
wahlten Aufgaben mandatieren:

1. Prifung der Antragsunterlagen und Beratung im Rahmen der Entgeltverhandiun-
gen nach § 78a ff. SGB ViIlI

2. Prifung der Antragsunterlagen und Durchftihrung der Entgeltverhandlungen nach
§ 78a ff. SGB VIIl im Auftrag und in Abstimmung mit den ortlichen Tragern der Ju-
gendhilfe

Im Falle der Durchfilhrung dieser Aufgaben ist jeweils eine zusétzliche offentlich-
rechtliche Vereinbarung zwischen dem jeweiligen Mandatierenden und dem Mandats-
trager abzuschlieBen. -

§3

Aufgabenwahrnehmung

Der Mandatstrager verpflichtet sich, die in § 1 Abs. 1 genannten Aufgaben nach dieser Ver-
einbarung fir alle Vertragspartner durchzufiihren. Wird der Mandatstrdger von einzelnen
Vertragspartnern fiir ausgewdéhlte Aufgaben nach § 2 mandatiert, gilt Satz 1 bezogen auf
diese Vertragspartner zusatzlich fir die ausgewahlten Aufgaben.
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(1)

)

©)

4

©®)

(1

@

(3)

(1)

(2)

3

§4

Durchfiihrung der Vereinbarung

Der Mandatstrager errichtet in seinen Dienstrdumen eine Verwaltungseinheit (,Ser-
viceeinheit Jugend*) fur die Durchfiihrung der Gbertragenen Aufgaben.

Der Mandatstrager verpflichtet sich, ausreichend Fachpersonal einzusetzen und des-
sen notwendige Fortbildung sicherzustellen.

Besteht Verédnderungsbedarf, teilt der Mandatstrédger dies jedem Vertragspartner un-
verziiglich mit und es erfolgt eine einvernehmliche Anpassung.

Es erfolgt eine getrennte Ausweisung des Fachpersonals zur Erfullung der verbindli-
chen Aufgaben nach § 1 Abs. 1 und zur Erflillung der optionalen Aufgaben nach § 2.

Bei der Durchfiihrung der Vereinbarung ist der Mandatstréger nach MalRgabe des § 5
an die Beschlisse der Steuerungsgruppe Jugend gebunden.

§56

Steuerungsgruppe Jugend

Die Vertragspartner bilden eine Steuerungsgruppe Jugend, in die jeder Vertragspartner
einen Vertreter aus dem Kreis der fir die Kinder- und Jugendhilfe zusténdigen Beige-
ordneten, Dezernenten oder Amtsleiter bzw. Personen vergleichbarer Funktionsebe-
nen entsendet. Die Steuerungsgruppe Jugend fasst Beschliisse zu allen wichtigen An-
gelegenheiten nach § 1 Abs. 1, § 4 Abs. 2 und Abs. 3 und § 6 dieser Vereinbarung.

Beschliisse der Steuerungsgruppe Jugend bedirfen der Zustimmung von zwei Dritteln
der bei der Beschlussfassung anwesenden Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme.
Weiteres regelt eine von der Steuerungsgruppe Jugend zu erlassende Geschéaftsord-
nung.

Die Vertragspartner, die den Mandatstrager fir ausgewahite Aufgaben nach § 2 man-
datiert haben, verabreden darliber hinaus ein aufgabenbezogenes Abstimmungsver-
fahren.

§6
Kostenverteilung

Der Mandatstrager trégt die fur die Einrichtung und Unterhaltung der Serviceeinheit
Jugend notwendigen Kosten. Die Kosten sind getrennt nach den Aufgaben gemaf

.§ 1 Abs. 1 und § 2 Ziffer 1 und Ziffer 2 auszuweisen.

Fur die Aufgaben nach § 1 Abs. 1 beteiligen sich die Vertragspartner anteilig an den in
Abs. 1 genannten Kosten in Form eines Kostenanteils, der nach dem Anteil des jewei-
ligen Vertragspartners an der Einwohnerzahl aller Vertragspartner berechnet wird.

Fur die Aufgaben nach § 2 Ziffer 1 bzw. Ziffer 2 beteiligen sich die Vertragspartner im
Falle der Mandatierung mit einem zuséatzlichen Kostenanteil an den nach Abs. 1 aus-
gewiesenen Kosten.

Einzelheiten zur Bemessung dieses zusétzlichen Kostenanteils sind in der gemén
§ 2 Abs. 2 abzuschlieBenden zuséatzlichen &ffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu re-
geln.
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Bei der Ermittlung der Kostenanteile nach den Absétzen 2 und 3 wird die in der amtli-
chen Statistik zum 31. Dezember des vorvergangenen Jahres erfasste Bevélkerung
der Vertragspartner zugrunde gelegt.

Grundlage fur die Ermittlung der Gesamtkosten fiir ein Haushaltsjahr sind

1. der Personalbedarf gemaR § 4 Abs. 2 dieser Vereinbarung und die sich daraus er-
gebenden Personalkosten nach TV8D VKA einschlieRlich der Personalne-
benkosten,

2. die Kosten eines Arbeitsplatzes, angelehnt an die Vorgaben des jeweils aktuellen
KGSt-Berichtes unter Beriicksichtigung

- der Sachkosten eines Biiroarbeitsplatzes und
- der Verwaltungsgemeinkosten sowie

3. Honorarkosten.

Die Kostenbeitrdge sind jeweils zum 15. Februar, zum 15. Mai, zum 15. August und
zum 15. November in Form von Abschldgen an den Mandatstrager zu tiberweisen. Bis
zum 30.04. des Folgejahres erstellt der Mandatstréger eine Spitzabrechnung zu den im
Vorjahr angefallenen Kosten. Deren Ergebnis wird mit dem Abschlag flr das 2. Quartal
verrechnet bzw. erstattet.

Fir die optionalen Aufgaben nach § 2 kalkuliert der Mandatstrager den Finanzbedarf
gesondert. Fur die Ermittlung der diesbeziglichen Kostenanteile sowie fur deren Zah-
lung und Abrechnung gelten die Absétze 3 bis 6 entsprechend.

Die Vertragspartner gehen davon aus, dass die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung
durch gemeinsame spezifische 6ffentliche Interessen bestimmt wird und deshalb nicht
der Umsatzsteuer unterliegt. Sollte sich die steuerliche Sach- oder Rechtslage andern,
erstatten die Mandatierenden dem Mandatstréager die durch.die Steuerpflicht entste-
henden Mehrbelastungen.

§7
Laufzeit und Kiindigung

Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Anderungen dieser Verein-
barung bedlrfen der Schriftform.

Jeder Vertragspartner kann diese Vereinbarung zum 31. Dezember eines jeden Jahres
mit einer Frist von zwdIf Monaten kiindigen, erstmals jedoch zum 31.12.2018.

Solite eine einvernehmliche Anpassung des Personalbedarfes nach § 4 Abs. 3 dieser
Vereinbarung nicht zustande kommen, ist der Mandatstréger berechtigt, die Vereinba-
rung mit einer Frist von drei Monaten zum Jahresende zu kiindigen.

Die Kiindigung eines Mandatierenden bertihrt den Fortbestand dieser Vereinbarung fiir
die Ubrigen Vertragspartner nicht. Im Falle der Kiindigung eines Mandatierenden ha-
ben die Gbrigen Vertragspartner das Recht auf Uberpriifung und Anpassung ihres Kos-
tenbeitrages.
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Bei Kiindigung durch den Mandatstréger verpflichten sich die Vertragspartner, unver-
ziglich Verhandlungen zur Fortfilhrung der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung auf-
zunehmen.

Das Recht zur auBerordentlichen Kindigung aus wichtigem Grund, z.B. bei Anderung
der gesetzlichen Grundlagen oder im Falle einer rechtskréaftigen Gerichts- oder Kom-
missionsentscheidung zur Vergaberechtswidrigkeit dieser Vereinbarung, bleibt unbe-
rihrt.

Die Kiindigung bedarf der Schriftform. Sie ist an alle Vertragspartner zu richten.

§8
Salvatorische Klausel

Sollte sich eine Bestimmung dieser Vereinbarung als rechtsunwirksam erweisen, so soll der
Fortbestand der tibrigen Bestimmungen davon unberihrt bleiben. Anstelle der unwirksamen
Bestimmung soll dann eine solche als vereinbart gelten, die dem urspriinglichen Willen der
Vertragspartner weitestgehend entspricht.

(1)
(2

3)

§9
Inkrafttreten, Anzeige

Die Vereinbarung tritt am 01.07.2016 in Kraft.

Die Vertragspartner haben diese &ffentlich-rechtliche Vereinbarung entsprechend § 41
Abs. 2 GKG der Kommunalaufsichtsbehérde anzuzeigen. Der Mandatstréger verpflich-
tet sich, diese Anzeige flr alle Mandatierenden vorzunehmen.

Die Vertragspartner haben nach § 8 Abs. 1 GKG die Pflicht, diese éffentlich-rechtliche

Vereinbarung nach den fiir ihre Satzungen geltenden Vorschriften 6ffentlich bekannt zu
machen.
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Ort, Datum, Funktionsbezeichnung und Name der AuBenvertretungsberechtigten

Forst (Lausitz),

Ort, Datum Landrat Vertreter
Brandenburg an der Havel,

Ort, Datum Oberbirgermeisterin Vertreter
Cottbus,

Ort, Datum Oberbiurgermeister Vertreter
Frankfurt (Oder),

Ort, Datum Oberbiurgermeister Vertreter
Potsdam,

Ort, Datum - QOberblirgermeister - Vertreter
Eberswalde,

Ort, Datum Landrat Vertreter
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Libben (Spreewald),

Ort, Datum Landrat Vertreter
Herzberg (Elster),

Ort, Datum Landrat Vertreter
Rathenow,

Ort, Datum Landrat Vertreter
Seelow,

Ort, Datum Landrat Vertreter
Oranienburg,

Ort, Datum Landrat Vertreter
Senftenberg,

Ort, Datum Landrat Vertreter
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Beeskow,

Ort, Datum Landrat Vertreter
Neuruppin,

Ort, Datum Landrat Vertreter
Bad Belzig,

Ort, Datum Landrat Vertreter
Perleberg,

Ort, Datum Landrat Vertreter
Luckenwalde,

Ort, Datum Landréatin Vertreter
Prenzlau,

Ort, Datum Landrat Vertreter

Seite 9 von 9



	Vorlage
	Anlage  1 Darstellung der finanziellen Auswirkungen
	Anlage  2 Anlage Kostenbeitrag
	Anlage  3 öffentlich-rechtliche Vereinbarung

